
19 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates Xß. GP. 

22.5.1970 

Regierungsvorlage 

ABKOMMEN· 
zwischen der Republik österreich und dem 
Fürstentum . Liechtenstein zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen· und vom Verm&-

gen 

Die Republik österreich und das Fürstentum 
Liechtimstein sind, von dem Wunsche geleitet, auf 
dem Gebiete der Sieuernvom Einkommen und 
vom Vermögen die Doppelbesteuerung zu ver- . 
meiden, übereingekommeri, das nachstehende Ab~ 
kommen arbzuschließen. Zu diesem Zweck ·haben 
zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Bun.d'espräsident der Republik österreich: 
. Herrn Sektion·schef Dr. Josef Hammerschmidt; 

. . . 
Seine Durchlaucht, der Regierende Fürst von 
und zu Liechtenstein: 
Herrn Dr. Gerard Batliner, Regierungschef des 
Fürstentums Liechtenstein. 

Die Bevollmächtigten haben, nachdem sie sich 
ihre Vollmachten mitgeteilt und diese in guter 
und gehöriger· Form Ibefunden h:lben, folgendes 
vereinbart: . 

Artikel 1 

PERSöNLICHER GELTUNGSBEREICH 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die ge­
mäß Artikel 4 in einem der bei den Vertrag­
staaten ansässig sind. 

Artikel 2 

UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE 
STEUERN 

(1) Dieses ~bkommen gilt, ohne Rücksicht auf 
die Art der Erhebung, für Steuern. vom Ein­
kommen und vom Vermögen, die für Rechnung 
eines der bei den Vertragstaaten oder seiner Ge- . 
bietsk(irperschaften erhoben werden. 

(2)' Äls Steuern vom Einkommen und vom Ver­
mögen gelten alle orden.dichen und außerordent­
lichen Steuern, die vom GesamteinkomroeIl' vom 

Gesamtvermögen. oder von Teilen des Einkom­
mens oder des Vermögens erhoben werden, ein­
schließlich der Steuern vom Gewinn aus der Ver­
äußerung beweglichen oder un'heweglichen Ver­
mögens sowie der Steuern vom Vermögenszu-
wachs. . 

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für 
die das Abko.mmen gilt, gehören insbesondere 

a) in österreich: 
i) die EiIlkommensteuer; 
ii) die Körperschaftsteuer; 

iii) die Vermögensteuer; . 
iv) der Beitrag vom Einkommen zu~ För­

derung des Wohnhaues· und für 
. Zwecke des Familienlastenausgleiches; 

v) der Beitrag vom Einkommen· zum 
Katastrophenfonds ; 

vi) die Sonderabgabe vom Einkommen; 
vii) . der Beitrag vom Vermögen zum Kata-

strophenfonds; .. 
viii) die Sonderabgalbe vom Vermögen; 
ix) die Aufsiclitsratsa:bgabe; 
x) die Gewerbesteuer einschließlich der 

Lohnsummensteuer ; 
xi) die Grundsteuer; 

xii) die A'bga!be von land- und forstwirt­
schaftlichen Betrieben; 

xiii) die Abgabe vom Bodenwert bei unbe.., 
bauten Grundstücken; 

xiv) 'die A'hgabe von Vermögen, die der 
Erbschaftssteuer entzogen sind; 

xv) die Beiträge von land-und forstwirt­
schaftlichen Betrieben zum Ausgleichs­
fonds für Familien'beihilfen.; 

b) in Liechtenstein: 
i) die Erwerbssteuer; 

ii) die Gesellschaftssteuern; 
iii) die Gruridstücksgewinnstetier;' 
iv) die V~rmögensteuer; . 
v) die Couponsteuer. 
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2 19 der Beilagen 

(4) 'Das Abkommen gilt auch für alle Steuern 
glei&et oder' ähnlicher Art, die künftig neben" 
den zur Zeit bestehenden Steuern oder an deren 
Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behör­
den der Vertragstaaten teilen einander am Ende 
eines jeden Jahres die in ihren Steuergesetzen 
eingetretenen li.nderungen mit. 

. ,stätte verfügt: Verfügt, s.ie in' beiden Ver7 
,,' tragstaaten über eine ständige' Wohnstätte, 

so gilt sie als in dem Vertragstaat an­
sässig, zu dem sie die engeren persönlichen 
und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mit­
telpunkt der Lebensinteressen). 

b) Kann nicht hestimmt werden, in welchem 
Vertragstaat die Person den Mittelpunkt 
der Lebensinteressen hat, oder verfügt sie 
in keinem der Vertragstaaten über eine 
ständige Wohnstätte, so' gilt sie als in dem 
Vertragstaat ansässig, in dem sie ihren ge-

Artikel 3 

ALLGEMEINE DEFINITIONEN 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zu­
sammenhang nichts anderes erfordert: 

a) um faßt der Ausdruck "Person" natüriiche 
Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personen vereinigungen; 

b) bedeutet der Ausdruck "Gesellschaft" juri­
stische Personen 0 derRechtstr~ger, die für 
die Besteuerung wIe juristische Personen 
b!!handelt werden; , 

e) bedeuten die Ausdrücke "Unternehmen 
eines Vertragstaates" und "Unternehmen 
des anderen Vertrag~taates", je nachdem, 
ein Unternehmen, das von einer in' einem 
Vertragstaat . ansässigen Person betrieberi 
wird, oder ein Unternehmen, das von einer 
in dem anderen Vertragstaat ansässigen Per­
son betrieben.wird,: 

d) bedeutet der Ausdruck, "zuständige Be­
hörde" 
1. in österreich: der Bundesminister für Fi­

nanzen, 
2. in Liechtenstein: die Regierung des Für-

stentums Liechtenstein. 

(2) Bei Anwendung des Abkommens durch 
einen Vertragstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder, nicht anders de­
finierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach 
dem Recht dieses Staates über die Steuern zu. 
kommt, welche Gegenstand des Abkommens 
sind. 

Artikel ,4 

STEUERLICHER WOHNSITZ 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der 
Ausdruck "eine in einem Vertragstaat ansässige 
Person": " 

a) eine natürliche Person, die nach dem Recht 
dieses Staates dort aurGrund ihres Wohn­
sitzes, ihres ständigen ,Aufenthaltes oder 
eines anderen :ihn lichen Merkmals steuer­
pflichtig ist, und 

,b) eine juristische Person,' die ihren Sitz und 
ihre tatsächliche Geschäftsleitung in diesem 
Staat hat. ' 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in 
beiden Vertragsi:aatenansässig, so gilt folgendes: 

a) Die Person gilt als in dein Vertragstaat an­
sässig, in dem sie über eine ständige W ohn-

, wöhnlichen Aufenthalt hat. 
e) Hat die" Person ihren gewöhnlichen Auf­

enthalt in heiden Vertragstaaten oder in 
keinem der Vertragstaaten, so gilt sie als 
in dem Vertra'gstaat ansässig, dessen Staats­
angehörigkeit sie besitzt. 

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit 
'beider ,'Vertragstaaten oder keines Vertrag­
staates, so' werden 'die Vertragstaaten ver­
suchen, die Frage gemäß Artikel 25 zu 
regeln. 

(3) Eine in. einem ,Ve~tragstaatunterhaltene 
ständige Wohnstätte begründet nur dan~einen 
Wohnsitz im Sinne dieses Abkommen~" wenn der 
In~aber derWohnstätte in diesem ,Staat ,die 
fremdenpolizeilich.en Voraussetzungen für einen 
dauernden Aufenthalt erfüllt. ' 

(4)' Eine Personengesellschaft gilt nur insoweit 
als eine in, einem Vertragstaat ansässige Person, 
als die an ihr beteiligten Gesellschafter nach den 
Bestimmungen dieses Artikels in diesem Ver­
tragstaat ansässig sind. 

Aftikel5 

BETRiEBSTftm 

(1) , : ,Im ,Sinne diese~ Abkomm\!ns ,bedeutet der 
Ausdruck ,;Betriebst~tte" eine feste Ge~ch~fts~in­
richtung, in der die Tätigkeit des Unternehmens 
ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck' "Betriebstätte"umfaßt ins­
b~sondere: 

a) einen O1',t der Leitung, 
b) eine Zweigniederlassung, 
e) eine Geschäftsstelle, 
d) eine Fabrikationsstätte, 
e) eine Werkstätte, " , 
f) ein Bergwerk, einen Steinbruch öder eine 

andere Stätte' der' Ausbeutung von Boden­
, schätzen, 

g) eine Bauausführung oder Montage, de1"en 
Dauer 'zwölf Monate überschreitet. 

(3) Als Betriebstätten gelten nicht: 
a) Einrichtungen, . die ausschließlich, zur La­

gerung, 'Ausstellung oder Auslieferung von 
Gütern oder Waren des Unternehmens be­
nutzt werden; 
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19 der Beilagen 3 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Un­
ternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung 'oder Auslieferung urtterhaIten 

',werden; , 

c) Bestände von GÜtern oder Waren d~s Un­
ternehmens,die 'ausschließlich zu, dem 
Zweck untetihaltenwerden, d~rm ein an­
deres Unternehmen bearbeitet oder, ve,rar­
beitei zu werden;' 

d) eine feste Gesmäftseinrimtung,' die aus~ 
smließlimzu dem Zweck unterhalten wird, 
für' das Unternehmen Güter oder Waren 
einzukaufen oder .Informationen zu be-

,smaffen. 

(4) Ist eine Person - mit Ausnahme eine~ u~­
abhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes, 5 -
in einem Vertragstaat für ein Unternehmen des 
anderen Vertragstaates tätig, so gilt eine in dem 
erstgenannten Staat gelegene Betriebstätte als ge-' 
geben, wenn die Person eine Vollrnamt besitzt, 
im Namen des Unternehmens 'Verträge abzu~ 
smließen, und die Vollmamt in diesem Si::aat 
gewöhnlim ausübt, es sei denn, daß sim ihre 
TätIgkeit auf den Eixikauf von GUtern oder W~­
ren für das Unternehmen hesmränkt. 

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird 
nimt smon deshalb so ibehandelt, als habe es eine 
Betriebstätte in dem anderen Vertragstaat, weil 
es dort seine Tätigkeit durm einen Makler, Kom­
missionär oder einen anderen unabhängigen Ver­
treter, ausübt, sofern diese Personen im Rahmen 
ihrer ordentlimen Gesmäftstätigkeit handeln. 

(6) Allein dadurm, daß eine in einem Ver­
tragstaat ansässige Gesellsmaft eine Gesellsmaft 
beherrsmt oder von einer Gesellschaft heherrsmt 
wird, die in dem anderen Vertragstaat ansässig 
ist oder dort (entweder durch eine Betriebstätte 
oder in anderer Weise) ihre, Tätigkeit ausübt, 
wird eine der heiden Gesellschaften ni mt zur 
Betriebstätte derandereo. 

Artikel 6 

EfNKONPTE AUS, UNBEWEGLICHEM VER­
MöGEN 

(1) Einkünfte, aus unoeweglimem Vermögen 
dürfen in dem Vertragstaatbesteuert werden, in 
dem· dieses Vermögen liegt. 

(2) Der, Ausdruck "unbewegliChes Vermögen" 
bestimmt sich nach dem Remt des Vertragstiates, 
in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck um­
faßt in jedem Fall das Zubehör zum uobeweg~ 
limen Vermögen, das lebeodeund tote Inventar 
land- und forstwirtschaftlimer Betriebe, die 
Remte,auf die die Vorsmriften des Privatremts 
über Grundstücke Anwendung, finden, 'die 
Nutzungsremte an unlbeweglimem Vermögen so­
wie die Rechte auf verändetlidie oder feste Vergü-

tungen für die Au9beutung oder das Recht auf 
Au~beutung von' Mineralvorkommen, Quellen 
und anderen Bodenschätzen. . 

(3)' Absatz 'I gilt für Einkünfte aus der un~ 
mittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Ver­
pamtung sowie jeder anderen Art der Nutzung 
unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten ~um für Ein­
künfte aus unbeweglimem Vermögen eines Un­
ternehmens und für Einkünfte aus unheweg­
limem Vermögen, das der Ausübung eines freien 
Berufes dient. " 

Artikel 7 

UNTERNEHM~NSGEWINNE 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertrag~ 
staates dürfen nur in diesem Staat besteuert wer­
den, es sei denn, daß 'das Unternehmen seine 
Tätigkeit im anderen' Vertragstaat durm eine 
dort gelege'ne Betriebstätte ausiibt. Obt das Un­
ternehmen seine Tätigkeit in dieser Weise aus, 
so dürfen die Gewinne des Unternehmens in 
dem anderen Staat besteuert' werden, jedom nur 
insoweit, als sie dieser Betriebstätte ' zugeremnet 
werden können. ' ' 

(2) Obt ein Unternehmen eines Vertrags ta at es 
seine Tätigkeit ,in dem anderen' Vertragstaat 
durm eine dort gelegene Betriebstätte aus, so 
sind in jedem Vertragstaat dieser Betriebstätte 
die Gewinne zuzuremnen, die sie hätte erzielen 
können, wenn sie eine gleime oder ähnliche Tä­
tigkeit unter gleichen oder ähnlimen Bedingun­
gen als seIhständiges Unternehmen ausgeübt 
hätte und im Verkehr mit dem Unternehmen, 
dessen Betriebstätte sie ist, völlig unalbhängig ge­
wesen wäre.' 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Be­
trieb stätte werden die für diese IBetriebstätte ent­
standenen Aufwendungen, einsmließlich der Ge­
smäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungs': 
kosten, zum Abz;u'g zugelassen, gleimgültig, ob 
sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, 
oder anderswo entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragstaat üblich ist, 
die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unter­
nehmens auf- seine einzelnen Teile zu ermitt'eln, 
schließt Absatz 2 nimt aus, daß dieser Vertrag':' 
staat die zu besteuernden Gewinne nam der üb­
limen Auf teilung ermittelt; die Art der ange­
wendeten Gewinnaufteilung muß jedom so sein, 
daß das Ergebnis mit, den Grundsätzen dieses 
Artikels übereinstimmt. 

(5) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze 
sind die der Betriebstätte zuzuremnenden Ge­
winne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, 
es sei denn, daß ausreimende Gründe dafür be:­
stehen, anders zu verfahren. 
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4 19 der Beilagen 

(6) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die 
in anderen Artikeln dieses' Abkomm,ens behan­
delt werden, so werden die Bestimmungen jener 
Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels 
nicht berührt.' . 

(7) Die Bestimmungen dieses Artikels sind auch 
auf Gewinnanteile aus einer Beteiligung als stiller 
Gesellschafter an einem Unternehmen anzuwen­
den. 

Artikel 8 
EISENBAHNUNTERNEHMEN 

Gewinne aus dem Betrieb von Eisenbahnunter­
nehmen eines der beiden Vertragstaaten, die 
ihren Betrieb auf das Gebiet des anderen Ver­
tragstaates ausdehnen, dürfen nur im erstge­
nannten Staat besteuert werden. 

ArtIkel 9 

VERBUNDENE UNTERNEHMEN 

Wenn 
a) ein Unternehmen eines Vertragstaates un­

mittelbar oder mittelbar an der Geschäfts­
leitung, der Kontrolle oder am Kapital 
eines Unternehmens des anderen Vertrag­
staa tes beteiligt ist, oder 

- b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel­
bar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle 
oder am Kapital eines Unternehmens eines 
Vertragstaates und eines Unternehmens des 
anderen Vertragstaates beteiligt sind, 

und in diesen Fällen zwischen den bei den Unter­
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder 

(3) Der in diesem Artikel verwendet Ausdruck 
"Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Grün­
deranteilen oder anderen Rechten - ausgenom­
men Forderungen - mit Gewinnbeteiligung so­
wie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stam­
mende Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des 
Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft an­
sässig ist, den Einkünften aus .Alktiengleichge­
stell t sind. 

(4) Die Absätze I-und 2 sii>.d nicht anzuwenden, 
wenn· der in einem Vertragstaat ansässige Emp­
fänger der Dividenden in dem anderen Vertrag­
staat, in dem die die Dividenden zahlende Ge­
sellschaft ansässig ist, eine Betriebstätte hat und 
die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte ge­
hört. In di~seni Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(5) Bezieht eine in einemVertragstaat ansässige 
Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragstaat; so darf dieser andere Staat 
weder die Dividenden besteuern, die die Gesell­
schaft an nicht in diesem anderen Staat ansässige 
Personen zahlt, noch Gewinne der Gesellschaft 
einer Steuer für nicht ausgeschüttete Gewinne 
unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividen­
den oder die nicht ausgeschütteten Gewinne ganz 
oder teilweise aus in dem anderen Staat erzielten 
Ge~irinen oder Einkünften bestehen. Dies gilt 
nicht, wenn der Empfänger der Dividenden in, 
dem anderen Vertragstaat eine Betriebstätte hat 
und die Beteiligung, für die die Dividenden ge­
zahlt werderi, tatsächlich zu dieser' Betriebstätte 
gehört. 

finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart ~Ahikelll 
oder auferlegt werden, die von denen abweichen, ZINSEN 
die unabhängige Unternepmen miteinander ver-
einbaren würden, so dürfen die Gewinne, die (1) Zinsen, die aus einemVertragstaat stammen 
eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen und an eine in dem anderen Vertragstaatansäs­
erzielt - hätte, wegen dieser Bedingungen aber sige Person gezahlt werden, dürfen in dem ande­
nicht. erzielt hat, den Gewinnen dieses Unterneh- ren Staat besteuert werden., 
mens, zugerechnet und entsprechend besteuert. (2) Diese Zinsen dürfen jedoch in dem Vertrag­
werden. staat, aus dem sie stammen, nach dem Recht 

Artikel 10 

DIVIDENDEN 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat 
ansässige Gesellschaft an eine in dem anderen 
Vertragstaat ansässige Person zahlt, dürfen in 
dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch in dem Ver~ 
tragstaat, indem die' die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses 
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber 
15 vom Hundert des Bruttobetrages der Divi­
denden nicht ubersteigen. Dieser Absatz berührt 
nicht die Besteuerung der Gesellschaft in bezug 
auf die Gewinne, aus denen die Dividenden ge­
zahlt werden. 

dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf 
aber 10' vom Hundert des Betrages der Zinsen 
nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel: verwendete Ausdruck 
"Zinsen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen An­
leihen, aus Obligationen, auch wenn sie durch 
Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit 
einer Gewinnbeteiligung ausgestattet sind; und 
aus Forderungen jeder Art sowie alle anderen 
Eirikünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates, 
aus' dem sie stammen, den Einkünften aus Dar­
lehen 'gleichgestellt 'sind. 

(4) Die .Albsätze 1 und 2 sind nicht anzuwen­
den, wenn der in einem Vertragstaat ansässige 
Empfänger der Zinsen in dem anderen Vertrag­
sta,at, aus dem die Zinsen stammen, eine Be,. 
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triebstätte hat und die Forderung, für die die 
Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Be~ 
triebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 
anzuwenden. 

oder wis~enschaftlicher Ausrüstungen oder für 
die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer 
oder wissenschaftliCher Erfahrungen gezahlt wer­
den. 

(5) Zinsen gelten dann als aus einem Vertrag- (4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
staat stammend, wenn der Schuldner dieser Staat wenn der in einem Vertragstaat ansässige Emp­
selbst, eine seiner Gebietskörperschaften oder eine fänger der Lizenzgebühren indem anderen Ver­
in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der tragstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, 
SdlUldner der Zinsen, ohne Rücksi'cht darauf, ob eine Betriebstätte hat und die Rechte oder Ver­
er in einem· Vertragstaat ansässig ist' oder nicht, mögenswerte, für die die Lizenzgebüh~en gezahlt 
in einem Vertragstaat eine Betriebstätte und ist werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehö­
die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, ren. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 
für Zwecke der Betriebstätte eingegangen worden (5) B t h 'ch Sch ld - d GI" b' . 

d .. d' B . b" d' Z' I es e en· ZWIS en u ner un au Iger un . tragt le etne' statte le msen, so ge ten d ' ch . d ··h d' 
die Zinsen als aus dem Vertra staat stammend' 0 ~r ZWIS en Je em . von I nen ~~. el~em 
. d d' B·' b" r g , DrItten besondere Beziehungen und· uberstelgen 
m em Je etne statte legt. _ deshalb die gezahlten Lizenzgebühren, gemessen 
(6) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger an der zugrunde liegenden Leistung, den Betrag, 
oder zwischen jedem von ihnen und einem Drit- den Schuldner und Gläubiger ohne diese Bezie­
ten besondere Beziehungen und übersteigen des- hungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel 
halb die gezahlten Zinsen, gemessen an der zu- nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In 
grunde liegenden Forderung, den Betrag, den diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach 
Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen dem Recht jedes Vertragstaates .und unter Be­
vereinbart hätten, so wird dieser Arllikel nur auf rücksichtigung der ~nderen Bestinuuungen dieses 
diesen letzten Betcagangewendet. In diesem Fall Abkommens besteuert werden. 
kanri der übersteigende Betrag nach" dem Recht 
jedes Vertragstaates und unter Berücksichtigung 
der anderen Bestimmungen dieses Abkommens 
besteuert werden. 

Artikel 12 

LIZENZGEBüHREN 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat 
stammen und an eine in dem anderen Vertrag­
staat ansässige Person gezahlt werden, dürfen in 
dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren dürfen jedoch in dem 
Vertragstaat, aus dem sie stammen, nach dem 
Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer 
darf aber nicht übersteigen: 

a) 5 vom Hundert des Betrages der Lizenz­
gebühren, wenn sie von einem Unterneh­
men des anderen Vertragstaates, das dort 
einen industriellen Produktionsbetrieb be­
sitzt, sei es unmittelbar oder über eine in 
diesem anderen Staat ansässige Patentver­
wertungsgesellschaft, bezogen werden; 

b) 10 vom Hundert "des Betrages der Lizenz-
gebühren in aUen" anderen Fällen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck 
"Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder 
Art, die für die Benutzung oder für das Recht 
auf Benutzung von Urheberrechten an literari­
schen, künstlerischen oder wissenschaftlichen 
Werken, einschließlich" kinematographischer 
Filme, von Patenten, Marken, Mustern oder 
Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Ver­
fahren oder für die Benutzung oder· dis Recht 
auf Benutzung gewerblicher, kaufmännischer 

(6) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem 
Vertragstaat stammend, wenn der Schuldner 
dieser Staat selbst, eine seiner Gebietskörper­
schaften oder eine in diesem Staat ansässige Per­
son ist. Hat aber der Schuldner der Lizenz­
gebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem 
Vertragstaat ansässig ist oder nicht,· in einem 
Vertragstaat eine B"etriebstätte und ist die Ver­
pflichtung, für die die Lizenzgebühren gezahlt 
werden, für Zwecke der Betriebstätte eingegan­
gen worden und trägt die Betriebstätte die 
Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren 
als aus dem Vertragstaat stammend, indem die 
Betriebstätte liegt. 

Artikel 13 

GEWINNE AUS DER VERKUSSERUNG VON 
VERMöGEN 

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweg­
lichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 Ab­
satz 2 dürfen in dem Vertragstaat besteuert wer­
den, in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Gewinne aus der Ver äußerung beweglichen 
Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betrieb­
stätte darstellt, die ein Unternehmen eines Ver­
tragstaates in dem anderen Vertragstaat hat, 
oder das zu einer festen Einrichtung gehört, 
über die eine in einem Vertragstaat ansässige 
Person für die Ausübung eines freien Berufes in 
dem anderen Vertragstaat verfügt, einschließlich 
derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung 
einer solchen Betriebstätte . (alle~n oder" zusam­
men mit dem übrigen Unternehmen) oder einer 
solchen festen Einrichtung erzielt werden, dürfen 
in dem anderen Staat besteuert werden. 
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6 19 der Beilagen 

(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den 
Absätzen 1 und 2 nicht genannten Vermögens 
dürfen nur tn dem Vertragstaat besteuert wer­
den, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

SELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat 
ansässige Person aus einem freien 13eruf oder aus 
sonstiger selbständiger Tätigkeit ähnlicher Art 
bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert 
werden~ es sei denn, daß die Person für die Aus­
übung ihrer Tätigkeit in dem anderen Vertrag­
staat regelmäßig über eine feste Einrichtung ver­
fügt. Verfügt sie über eine solche feste Einrich­
tung, so dürfen die Einkünfte in dem anderen 
Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als 
sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden 
können. 

(2) Der Ausdruck "freier Beruf" umfaßt ins­
besondere die selbständig ausgeübte wissen­
schaftliche, literarische, künstlerische, erziehe­
rische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die 
selbständige Tätigkeit der Arzte, Rechtsanwälte, 
Ingenieure, Architekten und Wirtschaftstreuhän­
der. 

Artikel 15 

UNSELBSTÄNDIGE ARBEIT 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18, 19 und 20 
Absatz 2 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche 
Vergütungen, die eine in einem Vertragstaat an­
sässige Person aus unselbständiger Arbeit be­
zieht, nur in diesem Staat besteuert werden, pos 
sei denn, daß die Arbeit in dein anderen Ver­
tragstaat ausgeübt wird. Wird die Arb~it ;dort 
ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergü­
tungen in dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergü­
tungen, die eine in einem Vertragstaat ansässige 
Person für eine in dem anderen Vertragstaat aus­
geübte unselbständige Arbeit bezieht, nur In 

dem erstgenannten Staat besteuert werden, 
wenn 

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat 
insgesamt nicht länger als 183 Tage wäh­
rend des betreffenden Steuerjahres aufhält, 
und' 

b)die Vergütungen von einem Arbeitgeber 
oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, 
der nicht in dem anderen Staat ansässig 

" ist; und 

c) die Vergütungen nicht von . einer Betrieb­
stätte oder einer festen Einrichtung getra­
gen' werden, die der Arbeitgeber in dem 
anderen Staat hat. 

(3) ,Regelm~ßig wiederkehrende, Bezüge ,oder 
Unterstützungen, die von den österreichischen 

Bundesbahnen ' an liechtensteinische Staatsange­
hörige, die ihren Wohnsitz in Liechtenstein 
haben, mit Rü~sicht auf ihre gegenwärtige oder 
frühere Dienst- oder Arbeitsleistung gewährt 
werden (Besoldungen, Löhne, Ruhe- oder Ver­
sorgungsgenüsse u. dgl.), unterliegen der Besteue­
rung nur in Liechtenstein. 

(4) Einkfrnfte aus unselbständiger Arbeit sol­
cher Personel1, die, in einem Vertragstaat in der 
Nähe der Grenze ansässig sind und im anderen 
Staat, in der Nähe der Grenze ihren Arbeitsort 
haben und sich in der Regel an jedem Arbeits­
tag von ihrem Wohnort dorthin begeben 
(Grenzgänger), werden in dem Vertragstaat be­
steuert, in dem sie ansässig sind. Der Staat des 
Arbeitsortes ist jedoch berechtigt, von den er­
wähnten Einkünften eine Steuer von höchstens 
vier vom Hundert im Abzugsweg an der Quelle 
zu erheben. 

Artikel 16 

AUFSICHTSRATS- UND VER WAL TUNGS­
RATSVERGüTUNGEN 

Aufsichtsrats- und, Verwaltungsratsvergütun­
gen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragstaat ansässige Person in ihrer' Eigen­
schaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwal­
tungsrates einer Gesellschaft bezieht, die in dem 
anderen Vertragstaat ansässig ist, dürfen in dem 
lnderen Staat besteuert werden. 

Artikel 17 

KüNSTLER UND SPOR TIER 

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen 
Einkünfte, die berufsmäßige Künstler, wie 
Bühnen-, Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünst­
ler und Musiker sowie Sportler aus ihrer in 
dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätig­
keit beziehen, in dem Vertragstaat besteuert 
werden, in dem sie diese Tätigkeit ausüben. 

(2) Fließen Einkünfte in bezug auf persönlich 
~usgeübte Tätigkeiten der im Absatz 1 genann­
ten Personen nicht diesen seibst, sondern anderen 
Perso'nen zu, so" dürfen' diese Einkünfte unge­
achtet der Bestimmungen der Artikel 7, 14 und 
15 in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem 
die Tätigkeit dieser Personen ausgeübt wird. 

Artikel 18 

RUHEGEHÄLTER 

Vorbehaltlich, des Artikels J9Absatz 1 dürfen 
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die 
einer in ,einem Vertragstaat' ansässigen Person 
für frühere unselbständige Arbeit gezahlt wer­
den, nUr in diesem Staat besteuert werden. 
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Artikel 19' 

öFFENTLICHE FUNKTIONEN 

(1) Vergü~ungen, einschließlich der R~hegehäl7 
~er, die von einem Vertragstaat oder einer seiner 
Gebietskörperschaften unmittelbar oder aus 
einem von diesem Staat oder der Gebietskörper­
schaft errichteten Sondervermögen an eine natür­
liche Person für die diesem Staat oder der 
Gebietskörperschaft' in Ausübung öffentlicher 
Funktione~ erbrachten Dienste gezahlt werden, 
dürfen nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Auf Vergütungen oder Ruhegehälter' für 
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit 
einer kaufmännischen oder gewerblichen Tätig­
keit eines der Vertragstaaten oder einer seiner 
Gebietskörperschaften erbracht werden, fi~den 
die Artikel 15, 16 und 18 Anwendung. 

Artikel 20 

,STUDENTEN 

(1) Zahlungen, die ein Student oder Lehrling, 
der in, einem Vertragstaat ansässig ist oder vor­
her dort ansässig war und der sich in dem ande­
ren Vertragstaat ausschließlich zum Studium 
oder zur Ausbildung aufhält, für seinen Unter­
halt, sein Stu,dium oder seine Ausbildung erhält, 
werden in dem anderen Staat nicht besteuert, 
sofern ihm diese Zahlungen aus Quellen außer­
halb des anderen Staates zufließen. 

(2) Vergütungen, die die in Absatz 1 genann­
tenPersonen für eirie unselbständige Tätigkeit 
beziehen, die in dem anderen Staat ausschließliCh 
zu dem Zweck ausgeübt wird, praktische Berufs­
erfahrung, zu erwerben, und deren Dauer einen 
Zeitraum von 183 Tagen im Steuerjahr nicht 
überschreitet, dürfen in diesem Staat nicht be­
steuert werden. 

Artikel 21 

NICHT AUSDRüCKLICH ER WÄHNTE 
'EINKüNFTE 

Die in den vorstehenden Artikeln nicht aus­
drücklich erwähnten Einkünfte einer in einem 
Vertragstaat ansässigen Person dürfen nur m 
diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 22 

VERMöGEN,' 

(1) Unbewegliches Vermögen im Siimedes Ar­
tikels 6 Absatz 2 darf in dem Vertragstaat be­
steuert werden, in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Bewegliche,s Vermögen, ,das, Betriebsvermö­
gen einer Betriebstätte eines Unternehmens dar­
stellt oder das zu einer der ,Ausübung, eines 
freien, 'Berufes dienenden festen Einrichtung ge­
hört, darf in dem Vertragstaat besteuert wer-

den, in dem sich die Betriebstätte oder die feste 
Einrichning befindet. Dasselbe gilt für Beteili­
gungen als stiller Gesellsch.after an einem Unter­
nehmen. 

(3) Vermögen von Eisenbahnunternehmen 
eines der beiden Vertragstaaten, die ihren Be­
trieb auf das Gebiet des anderen Vertragstaates 
ausdehnen, darf nur im erstgenannten Staat be­
steuert werden. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem 
Vertragstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 23 

METHODEN ZUR, VERMEIDUNG DER 
DOPPELBESTEUER UNG 

(l) Bezieht eine in Österreich ansässige Person 
Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen 
diese Einkünfte oder di~ses Vermögen nach die­
sem Abkommen in Liechtensteinbesteuert wer­
den, so nimmt österreich, vorbehaltlich des 
Absatzes 2, diese Einkünfte oder dieses Vermö­
gen von der Besteuerung aus; österreich darf 
aber bei der Festsetzung der Steuer für das 
übrige Einkommen oder das übrige Vermögen 
dieser Person den Steuersatz anwenden, der an­
zuwenden wäre, wenn die betreffenden Ein­
künfte oder das betreffende Vermögen nicht von 
der Besteuerung ausgenommen wären. 

(2) 'Bezieht eine in österreich ansässige Person 
Einkünfte, die nach den Artikeln 7, 10,11, 12, 
13 Absatz 2, 15 und 16 in Liechtenstein besteu~rt 
werden dürfen, so rechnet österreich auf die 
vom Einkommen dieser Person zu erhebende 
Steuer den Betrag an, der der in Liechtenstein 
gezahlten Steuer entspricht. Der anzurechn,ende 
Betrag darf jedoch den Teil der vor der Arirech­
nung ermittelten Steuer nicht übersteigen, der 
auf die Einkünfte entfällt, die aus Liechtenstein 
bezogen werden. 

(3) Bezieht eine in Liechtenstein ansässige Per­
son Einkünfte oder hat sie Vermögen und dür­
fen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach 
diesem Abkommen in österreich besteuert wer­
den, so 'nimmt Liechtenstein, vorbehaltlich des 
Absatzes 4, diese Einkünfte oder dieses Vermö­
gen ~on der Besteuerung aus; Liechtenstein darf 
aber bei der Festsetzung der Steuer für das 
übrige Einkommen oder das übrige Vermögen 
dieser Person den Stetiersatz anwenden, der an­
zuwenden wäre, wenn die betreffenden Ein­
künfte oder das betreffende Vermögen nicht Ton 
der Besteuerung ausgenommen wären. 

(4) Bezieht eine in: Liechtenstein ansässige Per­
son Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 11, L2 
und 15 Absatz 4 in österreich besteuert werden 
dürfen, so rechnet Liechtenstein auf die vom 
Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer 
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8 19 der Beilagen 

den Betrag an, der der in österreim gezahlten 
Steuer entsprimt. Der anzuremnende Betrag 
darf jedom den Teil der vor der Anremnung er­
mittelten Steuer nimt übersteigen, der auf die 
Einkünfte entfällt, die aus österreim' bezogen 
werden. 

Artikel 24 

GLEICHBEHANDLUNG 

führen werden, die ·diesem Abkommen nimt 
entsprimt, so kann sie unbesciladet der nach 
innerstaatlimem Remt dieser Staaten vorgesehe­
nen Redltsmittel ihren Fall der zuständigen :Be­
hörde des Vertragstaates unterbreiten, in dem 
sie ansässig ist. 

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwen,. 
dung für begründet und ist sie. selbst nicht in 
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizu­

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates führen, so wird sie sim bemühen, den Fall nam 
dürfen in dem anderen Vertragstaat weder einer Verständigung mit der zuständigen Behörde des 
Besteuerung nom einer damit zusammenhän- anderen Vertragstaates so zu regeln, daß eine 
genden Verpflimtung unterworfen werden, die dem Abkommen nimt entspremende Besteue­
anders oder belastender sind als die Besteuerung rung vermieden wird. Die zuständigen Behör­
und die damit zusammenhängenden Verpflim- den der beiden Vertragstaaten werden einander 
tungen, denen die Staatsangehörigep des anderen dabei alle Auskünfte erteilen, die für die Beur­
Staates unter gleimen Verhältnissen unterwor- teilung des Falles von Bedeutung sind oder sein 
fen sind oder unterworfen werden können. könnten. 

(2) Der-Ausdrudt "Staatsangehörige" bedeutet: (3) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
a) alle natürlimen Personen, die die Staats~ staaten werden sim bemühen, Smwierigkeiten 

angehörigkeit- emes Vertragstaates be- oder Zweifel, die bei der Auslegung oder An­
sitzen; wendung des Abkommens entstehen, in gegen-

b) alle juristismen Personen, Personengesell- seitigern Einvernehmen .zu beseitigen. Sie kön­
smaften und anderen Personenvereinigun- nen aum gemeinsam darüber beraten, wie eine 
gen, die nach dem in einem Vertragstaat Doppelbesteuerung in Fällen, die indem Ab­
geltenden Remt errimtet worden sind. kommen nimt behandelt sind, vermieden wer-

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein den kann. . 
Unternehmen eines Vertragstaates in dem ande- (4) Die zuständigen Behörden der. Vertrag­
ren Vertragstaat hat, darf in dem anderen Staat staaten können zur Herbeiführung einer Eini­
nimt ungünstiger sein als die Besteuerung von gung im Sinne der vorstehenden Absät~e u~­
Unternehmen des anderen Staates, die die gleime mittelbar miteinander verkehren. Ersmemt em 
Tätigkeit ausüben. - mündlimer Meinungsaustausm für die Herbei-

Diese Bestimmung ist nimt so auszulegen, als führung der Einigung zwedtmäßig, so kann ein 
verpflimte sie einen Vertragstaat, den in dem solmer Meinungsaustausm in einer Kommission 
anderen Vertragstaat ansässigen Personen Steuer- durmgeführt werden, die aus Vertretern der zu­
freibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigun- ständigen Behörden der Vertragstaaten besteht. 
gen auf Grund des Personenstandes oder der 
Familienlasten zu gewähren, die er den in seinem 
Gebiet ilnsässigen Personen gewährt. 

(4) Die Unternehmen eines Vertragstaates, 
deren Kapital ganz oder teilweise, unmittelbar 
oder mittelbar, einer in dem anderen Vertrag­
staat ansässigen Person oder mehreren solmen 
Personen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, 
dürfen in dem erstgenannten Vertragstaat weder 
einer Besteuerung nomeiner damit zusammen­
hängenden Verpflimtung unterworfen werden, 
die anders oder belastender sind als die Besteue­
rung und die damit zusammenhängenden Ver­
pflimtungen, denen andere ähnlime Unterneh­
men des erstgenannten Staates unterworfen sind 
oder unterworfen werden können. 

Artikel 25 

VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 

(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige Per­
son der Auffassung, daß die Maßnahmen eines 
Venragstaates oder beider Vertragstaaten für 
sie zu einer Besteuerung geführt haben oder 

Artikel 26 

EINSCHRÄNKUNG DES GELTUNGS­
. BEREICHES 

Dieses Abkommen findet auf GeseIismaften 
und Treuhandvermögen, die nam dem liechten­
steinismen Steuerrecht von einer Vermögens-, 
Erwerbs- und Ertragsteuer befreit sind (auf 
Grund von Artikel 83 und-S4 des Steuergesetzes 
vom 30. Jänner 1961) nur insoweit Anwendung, 
als an solmen Gesellsmaften oder Treuhandver­
mögen in Liemtenstein ansässige natürlime Per­
sonen oder Körpersmaften, Stiftungen und An­
stalten des liemtensteinismen öffentlimen Remts 
unmittelbar beteiligt oder. begünstigt sind. 

Artikel 27 

INKRAFTTRETEN 

(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert und die 
Ratinkationsurkunden sollen.so bald wie möglich 
in Wien ausgetausmt werden. 
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(2) Dieses Abkommen tritt mit dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft, und seine 
Bestimmungen finden Anwendung . auf die 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, 
die für die Zeit nach. dem 31. Dezember 1968 
erhoben werden. 

Artikel 28 

AUSSERKRAFTI'RETEN 

mächtigten folgende übereinstimmende Erklärun­
gen abgegeben, die einen integrierenden Bestand­
teil des Ahkommens bilden: 

Zu den Artikeln 1, 4, 12 Absatz 2 und 26: 

über das Vorliegen der nach den Artikeln 1, 
4, 12 Absatz 2 und 26 für die Anwendung des 
Abkommens erforderlichen Voraussetzungen 
werden von den Abgabenbehörden auf Verlangen 
desAbgabepflichtigen Bestätigungen ausgestellt. 

Dieses Abkommen bldbt in Kraft, solange es Zu den Artikeln 10, 11 und 12: 
nidlt von einem der Vertragstaaten gekündigt 
worden ist. J~er Vertragstaat kann das Abkom­
men auf diplomatischem Wege unter Einhaltung 
einer Frist von mindestens sechs Monaten zum 
Ende eines Kalenderjahres kündigen. In diesem 
Fall findet das .Nbkommen nicht mehr Anwen­
dung auf di~ Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen, die für die Zeit nach Alblauf des Ka­

Die zuständigen Behörden der bei den Vertrag­
staaten werden im gegenseitigen Einvernehmen 
und in übereinstimmung mit ihren innerstaat­
lichen Verfahrensvor5chriften regeln, wie die in 
den Artikeln 1 o Absatz 2, 11 Aibsatz 2 und 12 
Absatz 2 vorgesehenen Begrenzungen der Steuer­
sätze durchzuführen sind. 

lenderjahres erhoben werden, auf dessen Ende Zu Artikel 15 Absatz 4: 
die Kündigung erfolgt ist. 

Zu Urkund dessen haben die hiezu gehörig 
Bevollmäch.tigten dieses Abkommen unterzeich­
net und mit ihren Siegeln versehen. 

Die Abgabenbehörden des Vertragstaates, in 
dem der Arbeitsort liegt, werden den Grenz­
gängern jährlich eine Bestätigung ülberdie Höhe 
der im Abzugsweg einbehaltenen Steuern aus­
stellen. 

Geschehen in Vaduz, am fünften November Zu den Artikeln 16 und 23: 
eintausendneunhundertundneunundsechzig m 
zweifacher Urschrift. 

FüR DIE REPUBLIK öSTERREICH: 

Hammersdunidt e. h. 

FüR DAS FORSTENTUM LIECHTENSTEIN: 

Batliner e. h. 

Schlußprotokoll 

Bei der Unterzeich.nung des heute zwisch.en der 
Republik österreich und dem Fürstentum Liech­
tenstein aJbgeschlossenen Abkommens zur Ver­
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge­
biete der 'Steuern vom' Einkommen und vom 
Vermögen haben die unterzeich.neten Bevoll-

Artikel 23 A'bsatz 2 findet keine Anwendung 
auf Einkünfte im Sinn des Artikels 16, die eine 
in österreich ansässige natürliche Person von 
einer in Liechtenstein ansässigen Gesellschaft be­
zieht, wenn der Empfänger der Einkünfte in dem 
in Artikel 27 Absatz 2 genannten Zeitpunkt 
liechtensteinischer Staatsangehöriger war und das 
Rechtsverhältnis, aus dem diese Einkünfte ge­
zahlt werden, in diesem Zeitpunkt bestanden 
hat. 

Geschehen in Va duz, am fünften November 
einta useridneunh undertundneunundsechzig in 
zweifacher Urschrift. 

FüR DIE REPUBLIK öSTERREICH: 

Hanunersdunidt e. h. 

FüR DAS FüRSTENTUM LIEGHTENSTEIN: 

Batliner e. h. 

19 der Beilagen XII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 9 von 15

www.parlament.gv.at



19 der Beilagen XII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)10 von 15

www.parlament.gv.at



19 der Beilagen 

Erläuternde Bemerkungen 

I. Allgemeiner Teil 

Am 26. Juni 1968 war Abschnitt 11 des Ab­
kommens vom 7. Dezember 1955, BGB!. 
Nr. 214/1956, zwischen der Repulblik österreich 
und dem Fürstentum Liechtenstein zur Vermei­
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermö­
gen sowie der Erbsduftssteuern mit Wirkung ab 
1. Jänner 1969 gekündigt worden (BGB!. Nr. 325/ 
1968); der gekündigte Abschnitt 11 betraf die 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen. 
Hauptgrund für die Kündigung war der in letz­
ter Zeit zu beobachtende erheblich ansteigende 
Trend zu Einkommens- und Vermögensverlage­
rungen aus österreich nach Liechtenstein. Dieser 
Trend war durch die Möglichkeiten einer miß~ 
bräuchlichen Inanspruchnahme des nunmehr ge­
kündigten Abkommens gefördert worden. 

Bereits anläßlich dieser Kündigung war von 
österreichischer Seite die Bereitschaft gezeigt wor­
den, V €,!rhandlungen über den Abschluß eines 
neuen Doppelbesteuerungsabkommens mit Liech­
tenstein aufzunehmen. Dieses neue Abkommen 
sollte die angestammten wirtschaftlichen Inter­
essen bei der Länder angemessen berücksichtigen, 
ohne gleichzeitig die Möglichkeit einer miß­
bräuchlichen Inanspruchnahme zu bieten. Es 
haben daher im September 1968 und im Juni 
1969 in Wien österreichisch-liechtensteinische Ver­
handlungen stattgefunden, die am 27. Juni 1969 
zur Paraphierung eines Entwul"'fes für ein neues 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteue­
rung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkom­
men und vom Vermögen sowie für ein Schluß­
protokoll führten. Dieses Abkommen wurde am 
5. November 1969 in Vaduz unterzeichnet. 

Dieses Ahkommen folgt im wesentlichen dem 
vom Fiskalkomitee der OECD ausgearbeiteten 
Musterabkommen zur Vermeidung· der Doppel­
besteuerung des Einkommens und des Vermö­
gens. Die Doppelbesteu'erung wird in. bei den 
Staaten grundsätzlich nach der sogenannten "Be­
freiungsmethode" beseitigt, das heißt, daß die 
einzelnen. Besteuerungsobjekte jeweils einem· der 
heiden Vertragstaaten zur ausschließlichen Be­
steuerung zugeteilt wer'den. Nur in· erschöpfend 

aufgezählten Fällen wird die Doppelbesteuerung 
nach der sogenannten "Anrechnungsmethode" 
beseitigt, das heißt, daß zwar· beide Vertrag­
staaten in solchen Fällen ein Besteuerungsrecht 
besitzen, daß der Wohnsitzstaat des Empfängers 
der Einkünfte aber verpflichtet ist, die im aride­
ren Vertragstaatim vertraglich zulässigen Aus­
maß erhobene Steuer auf seine eigene Steuer, die 
auf diese_ Einkünfte entfällt, anzurechnen; die 
Anrechnungsmethode ist gemäß dem Abkommen 
bei Dividenden, Zinsen; Lizenzgebühren und 
Diensteinkünften der Grenzgänger auf Seiten 
bei der Vertragstaaten und bei Unternehmensge­
winnen (einschließlich der Gewinne aus der Ver­
äußerung des beweglichen Betriebsvermögens), 
Einkünften aus nichtsdbständiger Arbeit und bei 
Aufsichtsratsvergütungen nur auf Seiten öster­
reichs anzuwenden. 

Das neue Ahkommen unterscheidet sich inhalt­
lich vom gekündigten Abkommen insbesondere 
dadurch, daß Anreize zu Einkommens- und Ver­
mögensverlagerungen, die vom Abkommen aus­
gehen könnten, nach Möglichkeit beseitigt wur­
den und daß mißbräuchliche Inanspruchnahmen 
der Abkommensvorteile durch eine Reihe von 
Bestimmungen von vornherein ausgeschaltet 
wurden; dieses Ziel verfolgen insbesondere die 
folgenden Regelungen: Artikel 1 in Verbindung 
mit Artikel 4 Absatz 1 lit. b, betreffend den 
Ausschluß juristischer Personen, die nicht sowohl 
ihren Sitz als auch ihre tatsächliche Geschäfts­
leitung in einem Vertragstaat haben, aus dem 
Anwendungs'bereich des Abkomens; Artikel 4 
Absatz 3, 'betreffend den Ausschluß fremdenpoli­
zeilich ·nicht genehmigter Wohnstätten als Steuer­
anknüpfungsinerkmal; Artikel 10 Absatz 2 und 
Artike112 Absatz 2, betreffend die Anhebung 
der Quellenbesteuerung bei Dividenden und Li­
zenzgebühren; Artikel 17 Absatz 2, betreffend 
den sogenannten "Künstlerdurchgriff" ; Artikel 23 
Absatz 2, betreffend die Ausvieitung des An­
wendungsbereiches der Anrechnungsmethode auf 
Seiten österreichs; Artikel 25 Absatz 2, betref­
fend die Auskunftspflicht im Verständigungsver­
fahren; Artikel 26, betreffend die Einschränkung 
des Geltungsbereiches des Abkommens; Schluß-
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protokoll zu den Artikeln 1, 4, 12 Absatz 2, bestimmt, daß sie nur insoweit vom persönlichen 
15 Ahsatz 4 und 26, betreffend die Erteilung Geltungsbereich des Abkommens erfaßt werden, 
amtlicher Bestätigungen. als die .Gesellschafter in dem betreffenden Staat 

11. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1: 

Das Abkommen ist ohne Rücksicht auf die 
Staatsangehörigkeit auf natürliche und juristische 
Personen anzuwenden, die in einem der bei den 
Vertragstaaten gemäß Artikel 4 ansässig sind. 
Nicht unter den persönlichen Anwendungsbereich 
des Abkommens fallen daher im Zusammenhang 
mit Artikel 4 Absatz 3 jene juristischen Perso­
nen, die nicht Sitz und Geschäftsleitung in 
einem Vertragstaat haben und jene Steuersub­
jekte, die in Artikel 26 des Abkommens aufge­
zählt sind. Ober Verlangen wird die Liechten­
steinische Steuerverwaltung gemäß Schlußproto­
koU zu den Artikeln 1, 4, 12 Absatz 2 und 26 
Bes!ätigungen darüber ausstellen, ob ein Steuer­
pflichtiger berechtigt ist, die Anwendung des 
Abkommens in Anspruch zu nehmen. 

Zu Artikel 2: 

In sachlicher Hinsicht gilt das Abkommen für 
alle in den beiden Vertragstaaten derzeit in Gel­
tung stehenden oder künftig erhobenen Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen. 

Zu Artikel 3: 

Dieser Artikel enthält elOlge für die Anwen­
,dung des Abkommens erforderliche Begriffsum­
schreibungen. 

Zu Artikel 4: 

, , Di·e Umschreibung des Begriffes der Ansässig­
keit folgt, grundsätzlich jener Fassung, die hie­
für im Fiskalkomitee der OECD ausg.earbeitet 
wurde. Eine Besonderheit ergibt sich im vorlie­
genden Abkommen insofern, als juristische Per­
sonen nur dann als in einem Vertragstaat an­
sässig zu behandeln sind, wenn si.e dort sowohl 
ihren Sitz als auch ihre tatsächliche Geschäftslei­
tung haben. Juristische Personen,' die in einem 
der beiden Vertragstaaten z. B. nur ihren' Sitz 
haben, fallen daher nidlt unter den persönlichen 
Geltungsbereich des Abkommens (Absatz 1 
lit. b). Eine weitere Besonderheit liegt darin, daß 
eine Wohnstätte nur dann als Kriterium der An­
sässigkeit heranzuziehen ist, wenn eine fremden­
polizeiliche Genehmigung vorliegt (Absatz 3), so­
daß angesichts der verhältnismäßig strengen 
fremdenpolizeilichen Vorschriften in Liechten­
stein die Möglichkeit der Begründung von 
Scheinwohnsitzen in diesem Staat ausgeschlossen 
ist. 

Da nach liechtensteinisehem Recht Personenge­
sellschaften als eigene Steuersubjekte angesehen 
werden müßten, wird in Absatz 4 .des Artikels 

ansässig sind. 

Zu Artikel 5: 

Die Umschreibung des Begriffes "Betriebstätte" 
folgt im wesentlichen jener Fassung, die hiefür 
im Fiskalkomitee der OECD ausgearbeitet wurde. 

Zu Artikel 6: 

Das Besteuerungsrecht für Einkünfte aus un­
bt:weglichem Vermögen ist ausschließlich dem 
Vertragstaat zugeteilt, in dem das unbewegliche 
Vermögen liegt. 

Zu Artikel 7: 

Gewerbliche Gewinne, die ein Unternehmen 
eines Vertragstaates aus dem ander.en Vertrag­
staat bezieht, dürfen dort nur insoweit besteuert 
werden, als sie einer in diesem Staat gelegenen 
Betriebstätte zurechenbar sind. Hiefür sind der 
Betriebstätte jene Gewinne zuzurechnen, die sie 
unabhängig von dem Unternehmen, dessen Be­
triebstätte sie ist, hätte erzielen können. Dieser 
Grundsatz ist nach der ausdrücklichen Vorschrift 
des Absatzes 7 audl auf stille Gesellschaften an­
zuwenden. 

Werden aus einer in Liechtenstein gelegenen 
Betriebstätte gewerbliche Gewinne von einer in 
österreich ansässigen Person bezogen, so ·dürf·en 
diese Gewinne auch in österreich besteuert wer­
den, jedoch ist österreich in diesem Fall gemäß 
Artikel 23 Absatz 2 zur Anrechnung der in 
Liechtenstein erhobenen Quellensteuer verpflidl­
tet. 

Zu Artikel 8: 

Dieser Artikel hält den im gekündigt'en Ab­
kommen bereits verankerten Zustand aufrecht, 
daß die Gewinne der Osterreichischen Bundes­
bahnen aus dem Betrieb ihrer liechtensteinischen 
Strecken nur in österreich besteuert werden; eine 
analoge Bestimmung. für die Vermögensbe­
steuerung enthält Artikel 22 Absatz 3. 

Zu Artikel 9: 

Dieser . Artikel enthält die im OECD-Fiskal­
komitee ausgearbeiteten Bestimmungen, die die 
V,ertTil.gstaaten im Fall von verbundenen Unter­
nehmen ausdrücklich zu Gewinnberichtigungen 
ermädltigen. 

Zu Artikel 10: 

Das Besteuerungsrecht für Dividenden wird in 
diesem Artikel dem Vertragstaat zugeteilt, in 
dem der Empfänger der Dividenden ansässig ist 
(Wohnsitzstaat). Daneben wird auch. dem Ver-
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tragstaat, aus dem die Dividenden stammen 
(Quellenstaat), ein mit 15% begrenztes Be­
steuerungs recht eingeräumt. Die im Quellenstaat 
im vertraglich zulässigen Ausmaß erhobene 
Steuer ist gemäß Artikel 23 Absatz 2 oder PLb­
satz 4 auf die Steuer des Wohnsitzstaates anzu­
rechnen. 

Zu Artikel 11: 

Das Besteuerungsrecht für Zinsen wird in die­
sem Artikel dem Vertragstaat zugeteilt, in dem 
der Empfänger der Zinsen ansässig ist (Wohn­
sitzstaat). Daneben wird auch dem VertragStaat, 
aus dem die Zinsen stammen (Quellenstaat) ein 
mit 100/0 begrenztes IBesteuerungsrecht einge­
räumt. Die im Quellenstaat im vertraglich zu­
lässigen Ausmaß erhobene Steuer ist gemäß Ar­
tikel 23 Absatz 2 oder Absatz 4 auf die Steuer 
des. Wohnsitzstaates anzurechnen. 

Zu Artikel 12: 

. Das Besteuerungsrechtfür Lizenzgebühren 
wird in diesem Artikel dem Vertragstaat zuge­
t~ilt, in dem der Empfänger der Lizenzgebiihren 
ansässig ist (Wohnsitzstaat). Daneben wird auch 
dem Vertragstaat, aus dem die Lizenzgebühren 
stammen (Quellenstaat) ein der Höhe' nach be­
grenztes Besteuerungsrecht eingeräumt. Das Be­
steuerungsreCht des Quellenstaates beträgt im Re­
gelfal110% der Lizenzgebühr,en. Nur für Unter­
nehmen, die im Wohnsitzstaat ,einen industriellen 
P·roduktionsbetrieb unterhalten, wird das Be-, 
st:.euerungsrecht auf 5% der Lizenzgebührenein,­
geschränkt. Damit sollte erreicht werden, daß für 
jene in Liechrenstein· gegründeten FIrmen, die 
dort eine tatsächliche Produktion größeren Aus­
maßes betreiben, gegenüber der -bisherigen 
Rechtslage (nach -dem gekü~digten Abkommen 
war für Lizenzgebühren überhaupt keine Quel­
lensteuer vorgesehell gewesen) keine zu hohe 
Mehrbelastung eintritt, wobei es gleichgültig ist. 
ob diese Produktionsfirma die Lizenzgebühren 
direkt vergibt oder sich -dazu einer Patentver­
wertungsgesellschaft bedient. Die im Quel1en­
staat im vertraglich zulässigen Ausmaß erhobene 
Steuer ist gemäß Artikel· 23 Absatz 2 oder _ Ab­
satz 4 auf die Steuer des Wohnsitzstaates anzu­
rechnen. 

Zu Artikel 13: 

- Dieser Artikel enthält die vom Fiskalkomitee 
der ÖECD vorgeschlagene besondere Regelung 
für die Besteuerung der Gewinne aus. Vermögens­
veräußerungen. 

Gewinne· aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens (Absatz 1)' und beweglichen Betriebs­
vermögens (Absatz 2) werden: in dem vertrag­
staat besteuert, indem dieses Vermögen liegt 
(Quellenstaat). Gewinne atis der Veräußerung an-

deren Vermögens (Absatz 3) werden in dem Ver­
tragstaat besteuert, in dem der Veräußerer ansäS!­
sig ist (Wohnsitzstaat). 

Gewinne aus der Veräußerung von in Liech­
tenstein gelegenem beweglichen Betriebsvermö­
gen eines österreichischen Unternehmens dürfen 
jedoch auch in österreichbesreuert werden; 
österreich ist aber gemäß Artikel 23 Absatz 2 
zur Anrechnung der in Liecht~nstein erhobenen 
Quellensteuer verpflichtet. 

Zu Artikel 14: 

.' Einkünfte aus selbständiger Arbeit, die eine 
in einem der Vertragstaaten ansässige Person aus 
dem anderen Vertragstaat bezieht, dürfen dort 
nur insoweit besteuert werden, als sie einer in 
diesem Staat gelegenen festen,. der Berufsaus­
übung dienenden Einrichtung zuzurechnen sind. 

Zu Artikel 15: 

Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, die 
eine in einem Vertragstaat ansässige Person aus 
dem anderen Vertragstaat bezieht, werden im 
Regelfall in dem Vertragstaat besteuert, in dem 
die betreffende Tätigkeit ausgeübt wird. 

Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit 
der Grenzgänger (Absatz 4) darf diese Steuer je­
doch 40/0 nicht übersteigen; die im Quellenstaat 
erhobene Steuer ist gemäß Artikel 23 Absatz 2 
oder 4 im Wohnsitzstaat anzurechnen; sofern 
der innerstaatlidle Steuersatz in Liechtenstein 
niedriger ist als die genannten 4%, wird die von 
Li.echtenstein erhobene Steuer des österreichischen 
Grenzgängers dieses niedrig,ere Ausmaß nicht 
übersteigen. 

Einkünfte einer in österreich ansässigen Person 
für. eine in Liechtensrein ausgeübte nichtselbstän­
dige Tätigkeit dürfen jedenfalls auch in öster­
reich besteuert werden. österreich ist. aber in die.., 
sem Fall gemäß Artikel 23 Absatz 2 zur Anrech­
nung der in Liechtenstein erhobenen Quellen­
steuer verpflichtet. 

Zu Artikel 16: 

Das Besteuerungsrecht für Aufsichtsratsbezüge 
ist gemäß international üblichen Grundsätzen 
dem Vertragstaat zugeteilt, in dem die Gesell.,. 
schaft, die 'die Aufsichtsratsbezüge auszahlt, an­
sässig ist. Ist . österreich Wohnsitzstaatdes Emp­
fängers der Aufsichtsratsgebühren, . -dürfen die 
Aufsichtsratsbezüge auch in österreich besteuert 
werden, jedoch ist gemäß Artikel 23 Absatz 2 
d'ie in Liechtenstein erhobene Quellensreuer an': 
zurechnen. War der in österreich ansässige Emp­
fänger der Aufsichtsratsbezüge bereits am 31. De­
zember 1968 'Aufsichtsrat der in Liiechtenstein 
ansässigen Gesellschaft und besaß er zum selben 
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Zeitpunkt auch die liechtensteinische Staatsbür­
gerschaft, so steht Liechtenstein das ausschließ­
liche Besteuerungsrecht an -diesen Bezügen zu 
(Schlußprotokoll zu den Artikeln 16 und 23). 

Zu Artikel 17: 

Das Besteuerungsrecht für Einkünfte aus 
selbständiger oder ·nichtselbständig,er· Arbeit von 
Künstlern und Sportlern steht ausschließlich dem 
Vertragstaat zu, in dem die künstlerische oder 
sportliche Tätigkeit ausgeübt wird (Tätigkeits­
staat). 

Fließen die unter Artikd 17 fallenden Ein­
künfte nicht dem Künstler oder Sportler per­
sönlich, sondern einer anderen Person (zum 
Beispiel im Fall der Einschaltung sogenannter 
"Künstlervermietungsgesellschaften") zu, so dür­
fendiese Einkünfte nach der ausdrückli!flen Re­
gelung von Absatz· 2 des Artikels indem Staat 
besteuert werden, in dem die persönliche Tätig­
keit des K ü n s t I e r s 0 der S p 0 r t I e r s er­
bracht wurde (sogenannter "Künstlerdurchgriff")~ 

Zu Artikel 18: 

.Das Besteuerungsr,echt für private Ruhegehäl­
ter steht gemäß international übliChen Grund­
sätzen dem Vertragstaat zu, in dem der Empfän­
ger der Ruhegehälter ansässig ist. 

Zu Artikel 19: 

Vergütungen (einschließlich. der Ruheg,ehälter); 
die für in Ausübung öffentlimer Funktionen er­
brachte Dienste gezahlt w.erden, dürfen nur in 
dem Veriragstaat besteuert werden, der diese 
Vergütungen zahlt. 

Zu Artikel 20: 

Zur Förderung der kulturellen Beziehung,en 
zwischen den beiden Vertragstaaten sieht dieser 
Artikel Steuerbefreiungen vor, die Gaststudenten 
im Empfangstaat einzuräumen sind. . 

Zu Artikel 21: . 

Dieser Artikel enthält die Grundregel des Ab­
kommens, daß alle im Abkommen nicht beson­
derserwähnten Einkünfte in dem Vertragstaat 
zu besteuern sind, in dem der Empfänger ansäs­
sig ist (Wohnsitzstaat). 

Zu Artikel 22: 

Dieser Artikel enthält die Zuteilungsregeln für 
die Besteuerung ,des Vermögens. 

Unbew.egliches Vermögen (Absatz 1) und he­
wegliches Betriebsvermög,en (Absatz 2) ist aus­
schließlich indem Vertragstaat zu besteuern, in 
dem dieses Vermögen liegt. 

Das in Liechtenstein gelegene Betriebsvermö­
gen der österreidlischen Bundesbahnen ist aus­
schHeßlich inösterreidl zu besteuern (Absatz 3). 

Alle übrigen Vermögensteile (Absatz 4) einer 
Person sind ausschließlich in dem Vertragstaat zu 
besteuern, in dem dj'ese Person ansässig ist 
(Wohnsitzstaat ). 

Zu Artikel 23: 

Di,eser Artikel hestimmt in seinen Absätzen 1 
und 3, daß der Wohnsitzstaat Ein,künfte un~ 
Vermögensteile, für die nach den vorhergehenden 
Artikeln dem Quellenstaat ein Besteuerungsreeht 
zugeteilt ist, von seiner.Besteuerung auszuneh. 
men hat (Vermeidung der Doppelbesteuerung 
nach der "Befr,eiungsmethode"). 

In Besteuerungsfällen, iridenen 0 s te ire ich 
die Stellung des Wohnsitzstaates zukommt, bleibt 
österreiCh hinsichtlich der in Absatz 2 des Arti­
kels genannten Einkünfte auch dann steuerbe­
remt1gt, wenn Liechtenstein ,ein Besteuerungs­
recht daran zugeteilt ist; allerdings ist österreich 
zur Anrechnung der in Liechtenstein im vertrag~ 
lich zulässigen Ausmaß erhobenen Steuer ver­
pflidtt.et (Vermeidung der Doppelbesteuerung 
nach der "Anrechnungsmethode"). österreichi­
scherseits wurde dieses Anrechnungsverfahren auf 
alle jene Einkünfte ausgedehnt, bei denen nach 
internationaler Erfahrung. die Möglichkeit zu 
Abkommensmißbräuchen besteht, also insbeson­
dere auch auf Einkünfte aus gew,erblichen Gewin­
n~n, ·Einkünfte aus nichtreibständiger Arheit und 
Aufsichtsratsbezüge. 

In Besteuerungsfällen, in 'd'enen L i e c h t e n­
stein ciie Stellung des Wohnsitzstaates zu­
kommt, bleibt Liemtenstein hinsichtlich der' ·in 
Abs;tz 4 genannten Einkünfte (Dividenden, Zin­
sen, Lizenzgebühren, Grenzgängereinkünfte) 
auch dann steuerberechtigt, wenn österreich dar­
an ein Besteuerungsrecht eingeräumt ist; aller­
dings ist Liemtenstein zur Anrechnung der in 
österreich im ve'rtraglich zulässigen Ausmaß er­
hobenen Steuer verpflicht,et (Vermeidung der 
Doppelbesteuerung nach der "Anrechnungsme­
thode"). 

Zu Artikel 24: 

Dieser Artikel enthält die üblich,en Regelungen 
über< ·das Verbot von Diskriminierungen aus 
Gründender Staatsangehörigkeit. 

Zu Artikel 25: 

Dieser Artikel regelt im Sinn der vom OECD­
Fiskalkomitee . ausgearbeiteten Grundsätze das. in 
Str-eit-oder Zweifelsfällen durmzuführende Vet­
ständigungsverfahren. Absatz 2 ,des Artikels ver­
pflichtet die Vertragstaaten ausdrücklich zur Aus­
kunftserteilung im Rahmen des Ver5tändigungs­
verfahrens und wird damit dazu beitragen. 
Steuerumgehungen und mißbräuchliche Inan­
spruchnahmen . des Abkommens zu verhindern. 
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Zu Artikel 26: 

In diesem Artikel wird festgelegt, daß die in 
Liedltenstein steuerfreien Gesellschaften {"Domi­
zilgesellschafteri"), die bisher vielfach zu Abkom­
mensmiß'bräumen ausgenutzt wurden, grund­
sätzlich nicht mehr unter den Anwendungsbe­
reich des Abkommens falLen; sie können die Vor­
teile des Abkommens nunmehr nur insoweit in 
Anspruch nehmen, als daran in Liechtenstein an­
sässige natürliche Personen oder dort ansässige 
juristische Personen de s ö f f e n t I ich e n 
Re c h t s unmittelbar beteiligt sind (oder ent­
sprechend der Rechtsform der steuerfreien Ge­
sellschaft als "Begünstigte" aufscheinen). Da hin­
sichtlich der natürlimen Personen der Tatbestand 
der Ansässigkeit von sehr stl'engen Voraussetzun­
gen ausgeht (fremdenpolizeiliche Aufenthaltsge­
nehmigung in Liechtenstein) und p r i v a t­
r e c h t I ich e juristische Personen als Beteiligte 
oder Begünstigte völlig ausscheiden, scheint in 
solchen Fällen gewährleistet, ·daß das Abkommen 
nur echten liechtensteinischen Wirtschaftsinteres­
sen zugute kommt. 

Zu Artikel 27: 

Das neue Abkommen tritt mit dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft; seine Be­
stimmungen sind aber bereits ab 1. Jänner 1969 
anzuwenden; damitsch'ließt das neue Abkommen 

mit seinem Wirksamkeitsbeginn unmittelbar an 
das Wirksamkeitsende des gekündigten Abkom­
mens an. 

Zum Sch!ußprotokoll: 

Das Schlußprotokoll }.egtergänzend zu den 
Artikeln 1, 4, 12, 15 und 26 'fest, daß die Ab­
gabenbehörden der Vertragstaaten dem Abgabe­
pflichtigen über Verlangen amtliche Bestätigun­
gen über das Vorlie~n der zur Durchführung 
des Abkommens erforderlichen Voraussetzungen 
ausstellen wird. _ 

Weiters ist festg.ehalten, daß die zuständigen 
Behörden der V,ertragstaaten eine einvernehm­
liche Regelung zur Durchführung der Artikel 10 
bis 12 treffen werden. 

Schließlich beinhaltet ;das Schlußprotokoll eine 
Sonderregelung zu den Artikeln 16 und 23 für 
Aufsichtsratsbezüge, die von nechtensteinischen 
Gesellschaften gezahlt werden. österreich wendet 
für solche Einkünfte das Anrechnungsverfahren 
an, um Abkommensmißbräuchen begegnen zu 
können. Bei Personen, die bereits am 3J. Dezem­
ber 1968 liechtensteinische Staatsang.ehörige wa­
·ren und die zu diesem Zeitpunkt schon die Funk­
tion als Aufsichtsrat innegehabt hatten, scheint 
diese Befürchtung unbegründet, sodaß die im 
gekündigten Abkommen vorgesehene Regelung, 
Aufsichtsratsvergütungen ausschließlich in Liech­
tenstein zu besteuern, bei'behalten werden 
konnte. 
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